
§§ 1601, 1602 Abs. 2, 1630, 1631 BGB; § 9 EheVO.
Derjenige Elternteil, dem das Sorgereeht für das 

Kind zusteht, ist allein gesetzlicher Vertreter des 
Kindes und bestimmt sowohl dessen Aufenthalt als 
auch die Form der Unterhaltsgewährung.

BG Dresden, Urt. vom 8. November 1957 — 2 S 
118/57.

Die minderjährige Klägerin ist das eheliche Kind des 
Verklagten. Die Ehe der Eltern ist rechtskräftig geschie­
den worden. Im Ehescheidungsverfahren wurde das Sorge­
recht für die Klägerin dem Verklagten übertragen. 
Ungeachtet dieser Sorgerechtsregelung blieb die Klägerin 
bei ihrer Mutter, die zunächst auch weiterhin die frühere 
eheliche Wohnung mit dem Verklagten teilte. Während 
dieser Zeit hat sich die Klägerin abwechselnd jeweils eine 
Woche beim Verklagten und eine Woche bei ihrer Mutter 
aufgehalten. Als dann die Mutter der Klägerin aus der 
ehelichen Wohnung auszog, nahm sie entgegen der ge­
troffenen Sorgerechtsregelung die Klägerin mit. Der Ver­
klagte hat dieser Aufenthaltsregelung widersprochen und 
sowohl die Mutter der Klägerin als auch später das zu­
ständige Referat Jugendhilfe/Heimerziehung gebeten, die 
Klägerin gemäß der Sorgerechteregelung ihm zuzuführen. 
Das ist trotz wiederholter Vorstellungen des Verklagten 
nicht geschehen.

Auf Antrag der Mutter der Klägerin hat der Rat des 
Kreises die Sorgerechteregelung geändert und der Mutter 
das Sorgerecht für die Klägerin übertragen. Die vom Ver­
klagten hiergegen erhobene Beschwerde ist zurückgewiesen 
worden.

Die Mutter der Klägerin hat Klage auf Zahlung des 
laufenden und rückständigen Unterhalte erhoben. Die 
Zahlung des rückständigen Unterhalte hat der Verklagte 
abgelehnt und insoweit Klageabweisung beantragt.

Das Kreisgericht hat den Verklagten antragsgemäß ver­
urteilt. Die dagegen eingelegte Berufung hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat übersehen und bei seiner Ent­

scheidung unberücksichtigt gelassen, daß derjenige 
Eltemteil, dem das Sorgerecht zusteht, den Aufenthalt 
des Kindes und damit die Form seiner Unterhalts­
gewährung bestimmen kann und daß er, und zwar 
nur er, auch gesetzlicher Vertreter des Kindes ist 
<§§ 1630 Abs. 1, 1631 Abs. 1 BGB).

Da die zwischen den Parteien getroffene und vom 
Gericht bestätigte Sorgerechtsregelung erst durch die 
Entscheidung des Rates des Kreises abgeändert worden 
ist, stand bis zu diesem Zeitpunkt dem Verklagten 
das Sorgerecht für die Klägerin zu. Er konnte also 
Aufenthalt und Form der Unterhaltsgewährung für 
die Klägerin bestimmen. Wenn die Klägerin sich beim 
Verklagten aufgehalten hätte, hätte dieser den.Unter­
halt voraussichtlich in natura gewährt, d. h. der Ver­
klagte hätte im wesentlichen für die gesamten Lebens­
bedürfnisse der Klägerin gesorgt. Da jedoch die 
Mutter entgegen der getroffenen Sorgerechtsregelung 
die Klägerin mit sich genommen hat, war der Ver­
klagte tatsächlich gehindert, den Unterhalt in dieser 
Form zu leisten. Die Mutter der Klägerin war zu 
diesem Verhalten keineswegs berechtigt. Sie war viel­
mehr an ihre eigene, von ihr mit dem Verklagten 
getroffene und vom Gericht auch bestätigte Verein­
barung gebunden und hätte die späteren Aufforderun­
gen des Rates des Kreises, die Klägerin dem Verklagten 
zu übergeben, achten müssen. Sie hat sich diesen 
Verfügungen der zuständigen Staatsorgane widersetzt. 
Das kann zwar nicht zu Lasten der minderjährigen 
Klägerin gehen, die ja für das Verhalten ihrer Mutter 
nicht einzustehen braucht. Zu prüfen bleibt jedoch, ob 
während dieser Zeit eine Unterhaltsbedürftigkeit der 
Klägerin überhaupt noch bestand. Diese Frage ist zu 
verneinen.

Nach der ursprünglich getroffenen Sorgerechtsrege­
lung hatte der Verklagte den Unterhalt für die 
Klägerin, die ihm ja zugesprochen war, in natjura 
zu erbringen. Die Erfüllung dieser Unterhaltsverpflich­
tung gegenüber der Klägerin ist ihm durch das Ver­
halten der Mutter der Klägerin unmöglich gemacht 
worden. Diese hat freiwllig, d. h. ohne dazu ver­
pflichtet gewesen zu sein, die Klägerin zu sich ge­
inommen und ihren Unterhalt während dieser Zeit 
bestritten. Durch diese tatsächliche Unterhaltsge­
währung, die an Stelle des Verklagten von der 
Mutter geleistet worden ist, ist der Unterhaltsi-

anspruch der Klägerin erloschen. Sie ist auch dadurch, 
daß sie nicht von ihrem Vater, sondern von ihrer 
Mutter unterhalten worden ist, nicht schlechter ge­
stellt worden. Die Mutter der Klägerin hat auch gegen 
den Verklagten keinen Erstattungsanspruch; denn sie 
hat durch die Unterhaltsgewährung eine Leistung er­
bracht, zu der sie nicht verpflichtet war und die auch 
keineswegs etwa im Interesse des Verklagten gelegen 
hat. Da der Anspruch der Klägerin auf Unterhalts­
gewährung somit erfüllt worden ist, hat die Klägerin 
keinen weiteren Anspruch gegenüber dem Verklagten.

Bei dieser Beurteilung der Rechtslage kommt es 
nicht darauf an, ob die Mutter der Klägerin den Ver­
klagten nach der Scheidung zur Unterhaltsgewährung 
gegenüber der Klägerin aufgefordert hat. Eine solche 
Aufforderung ist auch deshalb unbeachtlich, weil die 
Mutter der Klägerin den Verklagten nicht in Verzug 
setzen konnte. Für die minderjährige Klägerin konnte 
nur ihr gesetzlicher Vertreter wirksame Erklärungen ab­
geben. Das aber war während dieser Zeit der Ver­
klagte. Wäre er als Sorgeberechtigter seinen Unter­
haltsverpflichtungen tatsächlich nicht nachgekommen, 
so hätte es zur Durchsetzung von Unterhaltsansprüchen 
einer Pflegerbestellung bedurft. Die Mutter der Klä­
gerin war jedenfalls hierzu nicht berechtigt.

§§ 535, 550, 1004 BGB; Art. 24 der Verfassung.
Der dem Mieter eingeräumte Gebrauch einer Miets­

wohnung erstreckt sich auch auf die Benutzung des 
Dachs zum Anbringen von Außenantennen, und zwar 
auch dann, wenn der Mietvertrag keine ausdrücklichen 
Vorschriften hierüber enthält. Der Vermieter (Grund­
stückseigentümer) ist verpflichtet, die sachgemäße An­
bringung einer Antenne zu dulden, wenn hierdurch 
keine Gefahr für das Haus, insbesondere das Dach oder 
den Schornstein, eintritt.

BG Schwerin, Urt. vom 18. April 1957 — S 106/56*.
Der Verklagte wohnt in dem dem Kläger gehörigen 

Haus zur Miete. Im Frühjahr 1955 ließ er durch den 
Rumdfunkmechaniker- und Elektromeister K. an einem 
zweirohrigen Schornstein (Rauch- und Abgasrohr) des 
Hauses eine abgestufte Stabantenne nehst Faltdipol und 
Reflektor (UKW-Antenne) anbringen, deren Träger (Mast) 
mittels zweier Schomsteinbänder an einer Schmalseite des 
Schornsteins befestigt ist. Der Schornstein, der rund 
anderthalb Meter über das Dach ragt, hat einen halben 
Stein starke Wangen und eine ebenso starke Zunge. Die 
Antennenspitze ragt etwa drei Meter über die Schorn­
steinmündung hinaus. Der Antennenhalter. endet oberhalb 
der Dachhaut etwa beim unteren Schomsteinband.

Der Kläger behauptete, die UKW-Antenne sei unvor­
schriftsmäßig angebracht worden und stelle eine Blitz­
gefahr für das Haus dar. Durch die Anbringung sei der 
Schornstein beschädigt worden. Dies mache sich besonders 
durch vorhandene Risse bemerkbar. Von Bedeutung sei 
hierbei auch, daß der Schornstein und die Antenne den 
starken Nordostwinden ausgesetzt seien. Die Standfestig­
keit des Schornsteins sei durch die Anbringung der An­
tenne nicht mehr gewährleistet. Der Kläger beantragt 
daher, den Verklagten zu verurteilen, unverzüglich die an 
dem Schornstein des Hauses des Klägers angebrachte 
UKW-Antenne zu entfernen und Dach und Schornstein in 
den früheren Zustand vor Anlegung der Antenne zu 
versetzen.

Der Verklagte beantragte, die Klage abzuweisen. Er 
behauptete, er habe im Jahre 1950 mit ausdrücklicher 
Zustimmung des Klägers auf dessen Haus eine Dach­
antenne angelegt, die an zwei Schornsteinen befestigt 
gewesen sei. Diese Antennenanlage habe er im Frühjahr 
1955 in der jetzigen Form ändern lassen, und zwar wegen 
der vom Kläger damals geplanten Dachteerung nach 
zuvoriger zeitlicher Abstimmung mit der Ehefrau des 
Klägers. Dieser seihst habe während der Anbringung der 
Antenne irgendwelche Einwände nicht erhoben. Da sie 
mit einer ordnungsgemäßen Erdung versehen sei, stelle 
sie keine erhöhte Blitzgefahr dar. Irgendwelche Schäden 
seien bei der Anbringung nicht verursacht worden. Ein 
rechteschutzwürdiges Interesse bestehe für die Klage­
ansprüche nicht.

Das Kreisgericht hat nach Einholung eines Gutachtens 
des Architekten W. dem Antrag auf Entfernung der 
Antenne stattgegeben und im übrigen die Klage ab­
gewiesen.

Auf die Berufung der Verklagten hat das Bezirksgericht 
das Urteil des Kreisgerichte dahin abgeändert, daß die 
Klage kostenpflichtig abgewiesen wird.
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vgl. NJ 1955 S. 605 und NJ 1956 S. 474.


